Linke Geschäfte

Linker Unternehmerverband OWUS führte in Leipziger Wahlkreisbüro von Barbara Höll (MdB) Treffen der Landesverbände in Vorbereitung der Bildung einer Bundesarbeitgemeinschaft durch. Von Kai Bekos

„Ich bin auch schon von einer bekannten deutschen Boulevardzeitung als ‚Der rote Millionär’ bezeichnet wurden.“, so die einleitenden Worte von Diether Dehm (DIE LINKE), Bundesvorsitzender des Offenen Wirtschaftsverband von Klein- und Mittelständischen Unternehmern, Freiberuflern und Selbständigen e.V. (OWUS). Unter seiner Leitung fand am 21. Mai eine Konferenz dieser Vereinigung mit Spitzenvertretern aus fast allen Bundesländern, in denen sich bereits Landesverbände gegründet haben, statt. Zunächst berichteten die Gesandten aus den einzelnen föderativen Gliedern über Fortschritte und Probleme beim Aufbau der jeweiligen Verbände. Für Thüringen nahmen Rosel Neuhäuser und Frank Kuschel (MdL), Schatzmeister des thüringischen Verbandes, an der Konferenz teil. Im Freistaat hat der Verband zur Zeit 32 Mitglieder und ist beteiligt an der Erarbeitung des Landtagswahlprogramms der LINKEN. Kuschel hob einerseits den Kontakt zu anderen Organisationen wie dem Verband der Familienunternehmer und der Industrie- und Handelskammer (IHK) hervor, unterstrich aber andererseits, dass es noch Defizite in der Kooperation mit dem Landesverband der LINKEN gebe. In Thüringen findet auch eine große inhaltliche Arbeit im Bereich der Unternehmerpolitik statt. Als Beispiel für die Konzepte von OWUS Thüringen führte er unter anderem eine Übergangsfrist für Kleinstunternehmen bei der Einführung eines flächendeckenden Mindestlohnes an. In diesem Zusammenhang wurde auch Kritik am von der Partei vorgeschlagenen Zukunftsinvestitionsprogramm (ZIP) in Höhe von 50 Milliarden Euro deutlich. So werde hierbei weder auf die Bedeutung der kommunalen Unternehmen noch auf eine gezielte Förderung von Klein- und Mittelstandsunternehmen eingegangen. Des Weitern sei das ZIP in seiner vorrangigen Ausrichtung nicht auf Nachhaltigkeit, sondern auf Wachstum ausgelegt.
Ein durchaus umstrittener Diskussionspunkt war die Zwangsmitgliedschaft in der IHK. Während in den neuen Ländern abgesehen vom Mitgliedschaftsbeitrag, der mindestens 200 Euro im Jahr beträgt und unter gewissen Vorraussetzungen auch erlassen werden, l eine gute Kooperation von Unternehmern und IHK existiert, sieht es im Westen Deutschlands häufig gegenteilig aus. Dort sind die Strukturen der IHK noch wesentlich deutlicher von konservativen und neoliberalen Prägungen gekennzeichnet, weshalb gerade linke Unternehmer die Mitgliedschaft für ihr unternehmerisches Konzept als wenig förderlich sehen oder sich sogar durch die unfreiwillige Einbindung gedemütigt fühlen. Gerade dies scheint eine Chance für linke Politik zu bieten: So lag bei der letzten Landtagswahl in Niedersachsen der Anteil der Unternehmerstimmen bei den LINKEN bei 7 Prozent – genau so hoch wie Stimmanteil der LINKEN bei allen Wählerinnen und Wählern. Somit wird deutlich, dass auch in den Alt-Bundesländern ein Vertrauen in linke Politik durch kleine Unternehmen und auch selbständige Bauern entsteht. Auch schon Karl Marx hatte diese bereits von ihrer Stellung eher der Arbeiterschaft zugeordnet als der Bourgeoisie.

OWUS war auf dem vergangenen Bundesparteitag in Cottbus mit einem eigenen Stand Vertreten und plant für das nächste Jahr eine EU-Mittelstandskonferenz mit Tagungsteilnehmern von anderen sozialistischen Parteien und Unternehmerverbänden. Eine Zusammenarbeit des Landesverbandes Brandenburg und Berlin mit Unternehmen aus Venezuela und Bolivien scheitert bisher noch an der strikten Blockadehaltung des Auswärtigen Amtes, welches somit scheinbar erhofft, den dortigen Aufbau eines demokratischen Sozialismus zumindest symbolisch verhindern zu können. Sobald in acht Landesverbänden der LINKEN eine Gründung der „Landesarbeitsgemeinschaft Wirtschaftspolitik“ erfolgt sein wird, ist der Weg frei für eine „Bundes-AG Wirtschaftspolitik“. Somit wird OWUS durch seinen Einfluss in dieser AG auch größeren Einfluss auf das Parteiprofil der LINKEN an sich ausüben.

Natürlich ist das Engagement des unternehmerischen Flügels der LINKEN für Selbständige, kleine Unternehmen und den Mittelstand zu würdigen, stellt dies doch eine enorme Erweiterung des Wählerspektrums dar. Kritischer betrachtet werden müsste hierbei jedoch eine klarerer Grenze zwischen Politik für den sprichwörtlichen „kleinen Mann“ - hier den kleinen Unternehmer – und der Gefahr, in das Fahrwasser des Wirtschaftslobbyismus zu geraten. Im engen Zusammenhang damit steht das Ausblenden des grundsätzlichen Infragestellens des Kapitalismus als Wirtschaftsordnung durch den Unternehmerverband der LINKEN. Die Partei darf sich in die Situation begeben, zu einer zweiten sozialdemokratischen Kraft in Deutschland zu werden und somit Zugeständnisse an neoliberale Bestrebungen zu machen. 

